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Ge~ e ~~ l i .S?b~~ . .Q rund.]. ag~]L.§.e s ~]21?2: u~DE.~?1~re §. 

Nach der 6. Verordnung zur Du~chftihrung des BBauG. vom 14. 6o 1961 
( GVOBl. S 108) gilt.der durch Erlaß des Ministers für Arbeit 7 

Soziales und Vertriebene des Landes Schleswig-Holstein vorn 9. 12. 
1952 genehmigte Aufbauplan gemäß § 173 des BB.auGo vom 23. 6. 1960 
als Fltichennutiungsplan weiter. Der vorliegende Bebauungsplan ist 
aus dem FlUchennutzungsulan ei1tv;ickel t und gemäß ~~ 8 uncl 9 des · 
BEauG. aufgestellt word~n~ vu 

· .T§chnisch.e _GrunsJ.J.agen .Q,es_l?,€bauunr;spla~ 
Als. Kartengrundlage für den gegenwärtigen rechtlichefi und topogra­
phischen i:Tachv:eis der Grundstücke· dienten Abz<üchnunßen der 
Ka·tasterkarte o 

§ 3 

T>e·'-el· ll' :c-+e "1,'-o u·e'v•-l-{~mer 
~~-... &"' tl .L.:.l..L.t;·~--·~~--

Die Eigentümer der irn Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen­
den Grundstücke wurden nach dem Liegenschaftskataster und dem 
Grundbuch festgestellt. Sie sind namentlich in dem Eigentümerver­
zeichnis aufgeführt? das auch die Lage~, Kataster- und Grundbuch­
bezeichnungen~ Fl~chengrößen sowie die nach dem BBauG. in AuG~ 
sieht genormnenen bodenordnenden ünd sonstigen Maßnahmen enth~l t. 

Die Eigentumsgrenzen sind im Lageplan in starker, die Flurstücks~ 
gi'enzen in schwacher schwarzer. Strichführung dargesteil t~ Wegfal­
lende Grenzen sind schwarz gekreuzto 

Die in starker roter:Strichführung dargestellten Straßenflucht­
linien sind verbindlich; dagegen l::önnen für die in schwacher roter 
Strichführung dargesteilten neuen GrundstücksgrEmzen geringfügige 
Verschiebungen zugelassen werd~no 

Der_ Q§l.:tJlllL:;..§.Q~ r.§.f c h _Q..\2.§_ Be q.§JJ u n g s n l9n es 
Die Grenzen rles Geltungsbereiches sind im Lageplan durch ein~n 
viol~tten Farbstreifen kenntlich gemacht~ 

§ 5 

!!'t ... :Y:fls-1_ MaJL. de:t>_J;la uli ~hen ~l'Tu t ZUJ:?.ß. 
Art und l'Jaß der baulichen Nutzung der Grundstücke· so\vie die Grund..,. 
rißflächenzahl und die Geschoßflächenzahl ergeben sich aus dem 
Lageplan zum Bebauungsplano J)as Maß der baulichen Nutzung ist 
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durch die Darstellung der Gebäude und die Angabe der Geschoßzahl 
(Erdgeschoß mitgezählt) festgelegt. Die Art der Nutzung ist durch 
Flächenfärbung bzwo Farbstreifen ausgewiesene 

:§inze~lhei t~rL~der Jlypa~ß. 

lo Gebäude 
~··-·---·-·~-

() 6 
V 

Für die Gebäude sind die im Lageplan zum Bebauune;splan darge­
stellten Abstände von den Straßen und den Nachbargrenzen mit 
einem kleineren Bauvvich verbindlich. Hinsichtlich der ausge­
wiesenen Gebäudegrundflächen 'können geringe Über- und Unter­
schreitungell zugelassen werdeno · 
Die Festlegung der Höhenlage und weiterer Einzelheiten d~r 
Bebauung erfolgt im Baugenehmigungsverfahrene 

~~-ga:ra~n2 s_t_ellplätL!~ 

Die Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten sind gerr. 
Reichsgaragenordnung verpflichtet, bei der Bebauung ihres 
Grundstücks für die vorhandenen und zu erwattenden Kraftfahr~ 
zeuge der künftigen Beviohner des Hauses~ der Angestellten des 
Betriebes uswa Stellplätze und Garagen in geeigneter Größe 
auf dem Baugrundstück oder in dessßn Nähe zu schaffen. · 
Kellergaragen sind nicht vorgeseheri~ ·Sie k~nnen nur im Ausnah­
mefall zugelassen werden, wenn es geländemäßig vertretbar und 
der Baufluchtlinienabstand größer als ll,oo m ista 

'Z !"'" 1 1 ..o··ß Jo _ •ll~.;!:__ß e..i. ~ 

J)as Aufstellen von Müllgefäßen in Kellerräumen ist nicht er­
wünscht. SOI'ieit mit dem Amt für Stadtreinigung und Fuhrpark · 
nicht besonde~e Vereinbarunßen getroffen werden, soll die 
Entfernung der Aufstellplätze vom Fahrweg höchstens 15,oo m 
betragen.·· :Oie Aufstellplätze sind gegen Einsicht abzudecken • 

...Staub- und G(jruchsbelästigungen sind durch geeignete Maßnah-" 
men zu verhinderno Der Zugang von der Straße bZ\'l o der Fahrweg 
zum Standplatz muß befestigt und stufenfrei seilL Das Planum 
der AufstellpH:i.tze darf nicht meh1~ als 0 9 40 m unter oder über 
Gelände liegen". 
Die Verwendung von Mülltonnenschrünken wird empfohlen. :Oie 
Schranktür ist .. so einzurichten, daß der Boden der IJüllgefäße 
0,05 m über der Bedienungsfläche liegto 

!.L~- Y2.l:ß.§:It,&.D..L Einfri§.§~gY,;Qg~ 
Die Vorgärten sind als Ziergärten anzulegena Die Einfriedigun~ 
gen der Vorgärten an den Verkehrsflächen und privaten Wohnwa­
gen dürfen eine Höhe von 0 9 80 m-nicht überschreiteno 
Die Art der Sockelmauern und der Zäune wird im Einvernehmen 
mit der Bauverwaltung im Baugenehmigungsverfahren festgelegte 

Behelfsmäßige Anlagen aller Art sind nicht 'zulässige 
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n~.-ß1l.f.1.?ß§rLJ:iid'_ §.;h_g_ Q§..§J.? l_!;ung_ gl)d_FyJ:..z;lJ.nel-.9:.§1' _r>ri.Y.§ t en 
Ji'r.~.t~'l~t2h~n . 
Die J~inrichtung und Unterhaltung der privaten Freiflächen 
ist Sache der Grundstückseigentümer bzwo Erbbauberechtigteno 
Im Bereich der Gruppen- und :Reihenhäuser haben sie die Anla~ 
ge der Freiflächen untereinander abzustimr:1eno ])er Bauverwalc­
tung ist zu gegebener Zeit ein Gesamtplan üb~r die Gestal­
tung der Freiflächen· zur Genehmigung vorzulege11o Dieser ]?lan 
soll enthalteng 

a) Abgrenzungen der Straßen, Wege, Zufahrten und Stellplätzeo 
b) Ausweisung d'er Grünflächen mit Baum- und Gehölzpflanzun­

gen? Wegen, Sitzplätzen, Kleinkinderspielanlagen uoao 

c) Ausstattung der Vorgärteno 

§ 7 

&1aßnahm.§m_.&!dL.Qrd;nQng_Q.es_ G_;r.und und J?o4§1§. 
Die Bereitstellung des für die geplanten Erschließungs- und 
Baumaßnahmen sov1ie für eine Nutzung zu öffentlichen Zwecken 
ausgewiesenen, in Privathand befindlichen Geländes soll mBg­
lichst durch freihändigen Erwerb herbeigeführt werden~ Andern~ 
falls wird qine G:r.'undstücksumlegung nach Maßgabe der §§ 45 ff 
des Bundesbaugesetzes vorgeseheno Hilfsweise kann die Ehteig~ 
nung gemo der§§ 85 ff des.Eundesbaugesetzes durchgeführt 
vverden o Welche Maßnahmen im einzelnen angeordnet werden kön­
nen? ergibt sich aus dem Eigentümerverzeichniso Die Liegen­
schaft~verwaltung der Hansestadt Lübeck ist ermächtigt~ die 
Boclenordnungsmaßnahmen einzuleiten bzw o anzuordnen" 

Der Senat der Hansestadt Lübeck 
Bauverwaltung 

Im Auftrage Im Auftrage 
/' . 

<}: ~~ /)R',) {\ "' / 
t/'l-" / ! / tA.A.I ~."· v~ b-"" . ~flir,JJi1jljf$ 

~-----·-·. 

Leitender Senatsbaudirektor Oberbaurat 
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§ 1 

~~~!~U1!~!!E~~E~-~E~~~~~~~E!~~~~ 
Bestandteile dieses Bebauungsplanes sind: 

/ 

Anlage 1 - Beschlüsse von Senat und Bürgerschaft 
2 Verfahrensübersicht 
3 -Begründung Teil I, Allgemeine.Vorachriften 
4 - Begründung Teil II, Besondere Vorschriften 
5 Teil .III, Uberschlägliche Kostenermittlung 
6 - Lageplan 
7 - ~igentümerver,zeichnis 
8 - Ubersichtsplan 

§ 2 

~~~2-~~~-~~±!~~~ESE2~2h~-~2~-~~~~~~g~~E1~~~~ 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der Vorstadt 
St. Gertrud;und umfaßt das Gebiet der ehemaligGn 11Meosonka -
serne". Er wird bog:~;·onzt durch die Schlutuper Straße, die 
Marlistraße, die Scharnhorststraße, die Goebenstraße und die 
rückwärtigen Grenzen dor Grundstücke Marliring 68 - 100. 

'. 

§ 3 . ·~ ' ... 

Ausweisung der Vorkehrsflächen und der Flächen ffir den Gemein-
bedarf . . . . 
~~~~-·~-~~-~-~-~-----~----~~~~-~--~~~~~~-~-·~~~--~~-----~~~-~~ 
Der ,Geltungsberoich des Bebauungsplanes wird durch die Sahlu-
tuper Straße, dio Ma:r·listraße, die Scharnhors·tstraße 1 die Goe ... 

· benstraße, die Kantstraße und die geplanten Straßen·241-
249 erschlossen. Fcrnor sind ein Fußweg von der Kantstraßß 
zum Mar;tiring und .ein Parkplatz vorgesehen.· 
Die Erschließungsstraßen, der Fußweg und der Parkplatz sind 
durch wegebraune Flächenfärbung ausgewiesen. . 
Für den GGmeinbodarf sind ferner eine Fläche ausgowioson, ·deren 
Aufteilung nach besonderer Planung erfolgt, sowie vioi tere Flä­
chen für dio Technische Prüfstelle für den KraftfahrzeugvGr -
kehr 1 für Bürogebäude, eine Sporthalle und eine öffentliche 
Bodürfnisanstalt. . 
Die als Zuwegung gelb angelegte Verkehrsfläche ist in beschränk­
tem Umfange auch für dc:;n öffontliöhen Bedärf bestimmt (vgl. § 6, 
Ziff. 6). 

§ 4 

~!:!~YY!~~~!!!ll~~=-~g~-Y~E~2~ß~!Hi'i~1~:h:!::ßß~!! . 
Entwässerungsleitungen und Versorgungsleitungen für Gas, Hasser 
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und Elektrizität sind in den Straßen des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplane.s vorhanden bzw. vorgesehen. 

§ 5 

~r~-~g~-~~~-~~~-E~~~!sh~g-~~!~~~ 
Der westliche Teil· des Gcltungsqeniches des Bebauungsplanes 
ist C-Gebiet (Gemischtes Wohngebiet) im Sinne des § 42, der 
östliche Teil D-Gebiot (Geschäftsgebiet) im Sinne des § 43 
der Landesbauordnung. 
Die Art der baulichen Nutzung der Grundstücke ergibt sich 
aus der Darstellung undoor Zeichenerklärung des Lageplanes 
- Anlage 6 -. · 
Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus der im Lageplan 
- Anlage 6 - eingetragenen Grundrißflächenzahl (GRZ) und aus 
der Geschoßflächenzahl (GSZ) zusammr;nmit der vorgegebenen 
Geschoßigkeit. 
Die Grundrißflächenzahl ist das Verhältnis der überbaubaren 
Grundstücksflüche zur Gesamtfläche des Grundstückes. Die Go­
schoßflächen~ahl ist das Verhältnie zwischen dem Produkt von 
Gebäudegrundfläche und Geschoßzahl (Erdgeschoß mitgezählt) 
zur Grundstücksgröße. Gcschoßhöhen, soweit sie 4,o m über­
steigen, sinfr auf weitere Geschosse anzurechnen~ 

§ 6 

!!E~~lh~i!~!!-S!~E-12~1:~~~~~-
i. Gebäude _ .... ..,. ... ._. __ ..,. ___ 
Die Festlegung der Bebauung im einzelnen erfolgt im Sinne der 
Landesbauordnung im Baugenehmigungsverfahren. Anlagen, die 
beim Betrieb Belästigungen für die Bewohner - auch die der. 
Nachbarschaft - oder fli~ die Allgemeinheit zur Folge haben 
k,önnen, ·sind nicht zulässig. 

g~_Y2E~~E~~~L-2~~!~~~~~ß~g~~g 
Hinter der Baufluchtlinie können Einfriedigungen im Rahmen 
des BaugenehmigungsvGrfahr:ens zugelassen werden. 

~:.-~~E~g~~ll§:~~~ . 
Nebengebäude können im D-Gebiet ( Geschäftsgebb.:;t) errichtet 
werden, soweit sie im Sinne der Landesbauordnung zulässig sind, 
4. Abbruch bzw. Beseitig~ng von Gebäuden und sonstigen bau -

liehen Anlagen · · 
~~---------------~-------------~--------------~-~~------~---
Die vorhandene Einfrir0digung an der Marlis traße, der Scharn­
horststraßo und der Goebenstraße ist zu gegebener Zeit, spä­
testens bei Baufälligkeit abzubrechen und durch eine Einfrie­
digung entsprechend der Begründung - Teil I - § 6, Zif~ 4 zu 
ersetzen. 



'\ 

5" ·Auflagsn für die Gesta 1 tung und Nutzung dr::r privaten Frei~ 
:fl~iohen .. 
~~~~-~~~~~~~~~~~-~~~-~~~-~~~~~-~~~~~ 

Die Drivaten Freiflächen sind möglichst weitgehend als Grt.in­
fläohen anzulegen, 

Lübeck, den 20. Juli 1961 

Der Senat der Hansestadt Lübeck 
:Bauv erwa 1 tung 

Im .Auftrage 
. v 
~j, ~-'V, 

Leitender Senaterbaudir-ekt o:r: 

Im .Auft:ttage 
~· 
,Ct_,._,(j,),_ C Q>AJ'-

J)ipl".-lng .. 



Teil III _ ..................... _ 

Aufstellung der überschläglich ermittelten Kosten für das Ge­
E!~!-~~~-~~~~~~~~E!~~~~-121~=-~~~~~~~~~r~~-=---------------

gemäß § 9 ( 6) des Bundesbaugesetzes, die der Gemeinde für die 
vorgesehenen städtebaulichen Maßnahmen voraussichtlich ent -
stehen: 

Gesamtkosten für Straßenkauf~ Um- und 
Ausbau der Verkehrsflächen 

Umlegung e;i.nes Trafos 

Lübeck~ den 20, Juli 1961 

ca, 150.000,- DM 

ca. · 30.000,- DM 

ca. 180,000,- DNI 
====;:::======:::::=::;== 

Der Senat der Hansestadt Lübeck 
Bauverwaltung 

Im Auftrage 
~ 

. {111, ~, 
Leitender Senatsbaudirektor 

~A~:trage 

~~ 




